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536. Verordnung des Bundesministers für
Inneres über die Bemessung der Vergütung für

besondere Gefährdung der Wachebeamten

Auf Grund des § 74 a des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1992 wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers verordnet:

§ 1. Die monatliche Vergütung für besondere
Gefährdung beträgt für die innerhalb des Dienstpla-
nes erbrachten Dienstleistungen der Beamten des
Sicherheitswachdienstes, des Gendarmeriedienstes
und des Kriminaldienstes

1. für Wachkommandanten der Sicherheits-
wache, Gendarmeriepostenkommandanten,
Kommandanten der Außenstellen der Gendar-
merieposten, Kriminalabteilungen und Ver-
kehrsabteilungen, Bezirksgendarmeriekom-
mandanten und die Stellvertreter dieser
Beamten, Hauptsachbearbeiter und Sachbear-
beiter der Kriminalabteilungen, Verkehrsab-
teilungen und des Gendarmerieeinsatzkom-
mandos, sofern sie nicht unter Z 2 fallen, beim
Gendarmerieeinsatzkommando als Einsatz-
einheitskommandanten oder deren Stellvertre-
ter verwendete Beamte der Verwendungs-
gruppe W 1, den Wachzimmern als Wachha-
bende zugewiesene Wachebeamte sowie für
alle Wachebeamte, die zumindest die Hälfte
der Plandienstzeit im exekutiven Außendienst
verbringen, 7,94% des Gehaltes (einschließlich
allfälliger Teuerungszulagen) der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V,

2. für Beamte des Sicherheitswachdienstes und
des Gendarmeriedienstes, denen eine Außen-
dienstverrichtung von zwei Dritteln der
Dienstleistungen vorgeschrieben ist, beim
Gendarmerieeinsatzkommando in der Einfüh-
rung in den speziellen Dienst dieses Komman-
dos verwendete Beamte sowie Kriminalbeamte
und Gendarmeriebeamte bei den Kriminalab-
teilungen und dem Gendarmerieeinsatzkom-
mando der Verwendungsgruppen W 2 und

W 3, die nach Art ihrer Verwendung grund-
sätzlich zur regelmäßigen Versehung exekuti-
ven Außendienstes herangezogen werden,
10,48% des Gehaltes (einschließlich allfälliger
Teuerungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V.

§ 2. Bei Bemessung der Erhöhung der Vergütung
für besondere Gefährdung für Dienstleistungen
außerhalb des Dienstplanes sind Zeiten exekutiven
Außendienstes zur Gänze zugrunde zu legen.

§ 3. (1) Die Verordnung tritt mit 1. September
1992 in Kraft.

(2) Die Verordnung über die Pauschalierung
einer Gefahrenzulage, BGBl. Nr. 415/1986, tritt mit
Ablauf des 31. August 1992 außer Kraft.

Löschnak

537. Verordnung des Bundesministers für
Justiz über die Bemessung der Vergütung für

besondere Gefährdung der Wachebeamten

Auf Grund des § 74 a des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1992 wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers verordnet:

§ 1. Die monatliche Vergütung für besondere
Gefährdung beträgt für die innerhalb des Dienstpla-
nes erbrachten Dienstleistungen für Justizwachebe-
amte und für Erzieher an Justizanstalten (§ 144
Abs. 2 BDG 1979), die ständig im Bereich der
Justizanstalten, ausgenommen an der Justizwach-
schule, unmittelbaren Gefangenenaufsichtsdienst
versehen, 9,53% des Gehaltes (einschließlich allfälli-
ger Teuerungszulagen) eines Beamten der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V.
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§ 2. Der Bemessung der Erhöhung der Vergütung
für besondere Gefährdung für Dienstleistungen
außerhalb des Dienstplanes sind 60% der außerhalb
des Dienstplanes im Exekutivdienst erbrachten
Zeiten zugrunde zu legen.

§ 3. (1) Die Verordnung tritt mit 1. September
1992 in Kraft.

(2) Die Verordnung über die Bemessung und
Pauschalierung einer Gefahrenzulage für Beamte im
Gefangenenaufsichtsdienst und für Erzieher an
Justizanstalten, BGBl. Nr. 414/1986, tritt mit
Ablauf des 31. August 1992 außer Kraft.

Michalek

5 3 8 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen über die Bemessung der Vergütung
für besondere Gefährdung der Wachebeamten

Auf Grund des § 74 a des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 314/1992 wird mit Zustimmung des
Bundeskanzlers verordnet:

§ 1. Die monatliche Vergütung für besondere
Gefährdung beträgt für die innerhalb des Dienstpla-
nes erbrachten Dienstleistungen

1. für Zollwachebeamte, die nicht unter Z 2
fallen und im Fahrdienst oder Funkdienst
(Betriebs- sowie Wartungs- und Reparatur-
dienst) der Zollwache verwendet werden oder

sich in praktischer Ausbildung an der Dienst-
hundeschule oder Hochgebirgsschule befin-
den, 7,94% des Gehaltes (einschließlich
allfälliger Teuerungszulagen) der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V;

2. für Zollwachebeamte, die tatsächlich im
Grenzstreif- und Vorpaßdienst verwendet
werden oder sowohl zum Grenzstreif- und
Vorpaßdienst als auch zu Dienstverrichtungen
bei Grenzzollämtern herangezogen werden
oder im Überwachungs- und. Abfertigungs-
dienst in den Zollfreizonen oder im zollstraf-
rechtlichen Erhebungsdienst (Abteilung für
Strafsachen) tätig sind oder dauernd oder
vorübergehend zu Dienstleistungen bei
Grenzzollämtern herangezogen werden,
10,48% des Gehaltes (einschließlich allfälliger
Teuerungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der
Dienstklasse V.

§ 2. Bei Bemessung der Erhöhung der Vergütung
für besondere Gefährdung für Dienstleistungen
außerhalb des Dienstplanes ist für die

1. in § 1 Z 1 genannten Dienstleistungen 50%,
2. in § 1 Z 2 genannten Dienstleistungen 66%

der außerhalb des Dienstplanes im Exekutivdienst
erbrachten Zeit zugrunde zu legen.

§ 3. (1) Die Verordnung tritt mit 1. September
1992 in Kraft.

(2) Die Verordnung über die Bemessung und
Pauschalierung einer Gefahrenzulage für Beamte
des Zollwachdienstes, BGBl. Nr. 416/1986, tritt mit
Ablauf des 31. August 1992 außer Kraft.

Lacina


